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Gutachten für die Anhörung des Ausschusses

für Verfassungs-, Rechts- und Parlamentsfragen

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung für ein

Bayerisches Versammlungsgesetz
am 08.05.08
Vorbemerkung: 

Ich habe mich bemüht, die uns gestellten Fragen aus der Sicht des Praktikers, der als Rechtsanwalt und Strafverteidiger häufig mit Fragen des geltenden Versammlungsrechts befasst ist, zu beantworten. Angesichts der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit bin ich nicht auf alle Fragen eingegangen, sondern habe mich auf diejenigen konzentriert, die aus meiner Sicht besonders erörterungsbedürftig sind. 

A. Reformbedarf im Versammlungsrecht 

Das geltende VersG aus dem Jahre 1953 hat sich im Großen und Ganzen bewährt. Problematische Regelungen wie das im Gesetz ursprünglich vorgesehene unbedingte und ausnahmslose Anmeldegebot des § 14 VersG 48 Stunden vor Bekanntgabe der Versammlung sind durch die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) in grundrechtskonformer Weise 

ausgelegt worden. So entstanden durch die Rechtsprechung geschaffene und heute allgemein anerkannte Spontan- und Eilversammlungen, bei denen von der starren Anmeldepflicht des § 14 VersG abgewichen werden kann, und der Grundsatz, dass nicht schon jede Verletzung der Anmeldepflicht schematisch zum Verbot oder zur Auflösung der Versammlung berechtigt (BVerfG 69, 315, 350; 85, 69). 

Die ausdrückliche Normierung der Eilversammlung in Art. 13 III und der Spontanversammlung in Art. 13 IV des Entwurfs ist vor diesem Hintergrund zu begrüßen, weil sie für den Bürger mehr Klarheit schafft als die bisherige Rechtslage, die auf Richterrecht beruhte (Frage A 2-4). 

Kein Bedarf besteht aus meiner Sicht für die erhebliche Verlängerung der Anmeldefristen auf 72 bzw. 96 Stunden in Art. 13 I des Entwurfs. Schon in der Vergangenheit werden überörtliche Großdemonstrationen regelmäßig erheblich früher als 48 Stunden angemeldet, schon allein deshalb, weil zuvor auch nicht öffentlich geworben werden konnte. Im Falle problematischer Großdemonstrationen wie in Brokdorf 1981,  anlässlich der Castortransporte in Lüchow-Dannen​berg in den letzten Jahren oder anlässlich des G8-Gipfels in Rostock-Heiligen​damm 2007 (BVerfG NJW 2007, 2167) kamen außerdem die örtlichen Sicherheits​behörden den Anmeldenden durch großflächige Demonstrationsverbote in Form von Allgemeinverfügungen zuvor. Das BVerfG hat wiederholt diese allgemeinen Demonstrationsverbote für unvereinbar mit Art. 8 GG erklärt (BVerfG 69,315 und neuerdings B.v.19.07.2007, 1 BvR 1423/07). Hier besteht offenbar ein Regelungsbedarf für Grossdemonstrationen, dem jedoch der Entwurf in keiner Weise gerecht wird. Die amtliche Begründung des Entwurfs nennt auch keinerlei Bespiele, die für einen Bedarf an längeren Anmeldefristen sprechen würden. Tatsächlich stellen die längeren Fristen gerade für kleinere Versammlungen in Verbindung mit den sonstigen erheblich ausgeweiteten zum Teil strafbewehrten Pflichtangaben des Art. 13 II eine erhebliche Erschwerung und Bürokratisierung dar. Damit wird die bereits bestehende Tendenz verstärkt, auch aus kleinen und kleinsten Versammlungen mit unter 100 Teilnehmern bürokratische Groß​aktionen mit „Auflagenbescheiden“ der Behörden von beträchtlicher Stärke zu fabrizieren. Dass dies der Intention der Art. 8 GG/113 BV und auch dem erklärten Willen des BVerfG widerspricht, das stets die Bedeutung des Grundrecht der Versammlungsfreiheit für die demokratische Willensbildung von unten nach oben betont hat, steht für mich außer Frage. 

Die Erstellung einer vielseitigen „Anzeige“ mit  

-
dem Ort 

-
den Zeitpunkt und dem Ende 

-
dem Thema 

-
der erwarteten Anzahl der Teilnehmer 

-
den beabsichtigten Ablauf 

-
der mitgeführten Gegenstände und technischen Hilfsmittel 

-
sowie insbesondere die Anfertigung von Listen der persönlichen Daten einschließlich Namen, Geburtsnamen, Geburtsorte und Anschrift sowohl der Veranstalter, Leiter als auch der vorgesehenen Ordner sowohl bei Versammlungen unter freiem Himmel (Art. 13 II, VI) als auch auf Anforderung bei Versammlungen in  geschlossenen Räumen für den Leiter und der Ortner (Art. 10 II, III) 

stellt gerade bei kleineren Versammlungen eine derart große bürokratische Hürde dar, dass geradezu von einer Abschreckungsnorm zur Verhinderung von Versammlungen gesprochen werden kann. 

Ich werde später noch gesondert auf diese Norm eingehen. 

Aus der Sicht des Praktikers ist es nicht schwierig, vorauszusehen, dass die künftigen „Auflagenbescheide“, die jetzt wohl aus kosmetischen Gründen „Beschränkungsbescheide“ heißen werden und die sämtlich vom Verantwortlichen einer Demonstration in Empfang genommen und unter entsprechender Sanktionendrohung in Art. 20/21 zu beachten sein werden, noch umfangreicher und noch unübersichtlicher sein werden, als diejenigen unter dem alten Recht. 

Die eher versammlungsfeindliche Tendenz des Entwurfs wird auch in folgendem Detail des Art. 13 deutlich: 

Es ist bekannt, dass trotz rechtzeitiger Anmeldung von Demonstrationen sich eine ärgerliche Praxis der Ordnungsbehörden eingebürgert hat, die umfang​reichen Auflagenbescheide mit allen wesentlichen Beschränkungen und sogar Verbotsbescheide erst „auf den letzten Drücker“ kurz vor der angemeldeten Veranstaltung zuzustellen. Den Veranstaltern bleibt dann nur sehr wenig Zeit, vor Verwaltungsgericht und Oberverwaltungsgericht bzw. dem BVerfG ihr Recht zu suchen. In zahlreichen Entscheidungen der Gerichte ist auf diese eminente Zeitknappheit hingewiesen worden, in denen sie über komplizierte Sachverhalte zu entscheiden gezwungen waren. Der Entwurf verwendet auf diesen eklatanten Missstand keine Überlegung. Er verpflichtet nicht etwa die Behörden, bei frühzeitiger Anmeldung so rechtzeitig zu entscheiden, dass die Gerichte ohne Zeitnot angerufen werden können, sondern er zwingt allein die Veranstalter zu einer längeren Anmeldefrist. 

Diese tendenziell versammlungsfeindliche Asymmetrie ist auch bei der erstmalig im Gesetz festgehaltenen Pflicht zur Zusammenarbeit in Art. 14 zu beobachten (Frage A. 4). Danach soll der Veranstalter neben den bereits in Art. 13 detailliert gelieferten Informationen die Behörden weiter über Art, Umfang und den möglichen Ablauf der Demonstration informieren. Die Informationspflichten der Behörde werden jedoch nur allgemein als solche beschrieben, die „für die ordnungsgemäße Durchführung der Versammlung wesentlich sind“, d. h., rechtlich ist dieser Begriff kaum greifbar, lässt der Behörde jeden Spielraum und ist im Übrigen für sie folgenlos. Auf der anderen Seite wird der Veranstalter sanktioniert, wenn er die Behörde unvollständig oder fehlerhaft informiert (Art. 20 II Ziffer 8, 9; Art. 21 Zif. 11, 12). Dabei wäre es selbstverständlich für den Veranstalter von Interesse zu erfahren, welche Strategie die Behörde und die Polizei fahren wollen, wie groß die Zahl der eingesetzten offenen und verdeckten Polizeibeamten ist und ob etwa beabsichtigt ist - wie öfters geschehen - die Demonstration beidseitig mit einer dichten doppelten Polizeikette von allen Seiten einzuschließen und auf dem Demonstrationszug zu begleiten. Diese Informationen würden den Veranstalter in die Lage versetzen, in Dissensfällen eine rechtliche Klärung vor Beginn der Demonstration herbeizuführen. Im Falle des Unterliegens vor den Verwaltungsgerichten würden zweifellos zahlreiche Veranstalter auf die Durchführung derartiger „polizeibegleiteter“ Demonstrationen verzichten, da diese auf die Bevölkerung eher abschreckend wirken. Im Falle des Obsiegens wären mit Sicherheit zahlreiche Konflikte der Vergangenheit vermieden worden, die gerade daraus entstanden, dass sich die Demonstrationsteilnehmer von den sie eng umschließenden Polizeibeamten bedrängt und eingeengt fühlten. In jedem Fall würde eine Pflicht der Behörde, derartige Informationen vorab zu liefern, zur Klarheit der Verhältnisse beitragen und vermeidbare Konflikte vermeiden helfen. 

In aller Deutlichkeit muss darauf hingewiesen werden, dass die in den Art. 13 und 14 des Entwurfs niedergelegten Anzeige- und Mitteilungspflichten des Veranstalters in Verbindung mit Art. 14, der die irreführende Überschrift „Zusammenarbeit“ trägt, sich mitnichten auf die Rechtsprechung des BVerfG berufen kann. Das Gericht hatte 1985 über die Rechtmäßigkeit eines mit Sofortvollzug versehenen Demonstrationsverbots gegen eine Großdemonstration gegen die Errichtung des Kernkraftwerkes Brokdorf zu entscheiden. Seinerzeit unterblieb eine Anmeldung überhaupt, da es einerseits ein generelles Demonstra​tionsverbot gegeben hatte, andererseits die Vielzahl von Gruppierungen, die demonstrieren wollten, sich nicht auf einen einzigen Veranstalter einigen konnten. Schließlich kam es zu einer Demonstration von ca. 50.000 Personen ohne Anmeldung und einzelnen gewalttätigen Auseinandersetzungen mit der Polizei. In diesem Zusammenhang stellte das BVerfG Überlegungen an, ob die Regeln des alten Versammlungsgesetzes mit seiner Vorstellung von herkömmlichen, straff organisierten und geleiteten Veranstaltungen noch geeignet sind, die Problematik derartiger Großdemonstrationen befriedigend zu erfassen. In diesem Zusammenhang stellte das Gericht auch Überlegungen an, dass es bei Fehlen eines gesamtverantwortlichen Anmelders gewürdigt werden muss, wenn jedenfalls ein Teil der teilnehmenden Gruppen sich dialogfähig zeigt und bereit ist, bei der Vorbereitung und Absprache mit den Behörden Verantwortung zu übernehmen. Und auch nur in diesem Zusammenhang ist die Rede davon, dass es eine „Verfahrenspflicht“ der Behörde gibt, „durch ein Angebot zur fairen Kooperation die Durchführung einer friedlich konzipierten Demonstration zu ermöglichen“ (BVerfG 69, 315, 359). Die Behörde dürfe jedenfalls auch bei unterbliebener Anmeldung bei der Prüfung etwaiger Sanktionen nicht außer Acht lassen, dass jedenfalls ein Teil der anmeldenden Gruppen sich dialogfähig gezeigt und Verantwortung übernommen habe (a.a.O.). Das Verfassungsgericht hat also lediglich in einem ausgesprochenen Ausnahmefall, eine Großdemonstration in zugespitzter Lage mit teilweise gewaltbereiten Teilnehmern bei bestehenden Demonstrationsverbot und fehlender Anmeldung, Überlegungen angestellt, wie gleichwohl die Versammlung ermöglicht und eine größtmögliche Friedlichkeit gewährleistet werden kann. Keinesfalls wird eine allgemeine Pflicht für eine formalisierte Zusammenarbeit unabhängig von der Größe der geplanten Demonstration für rechtlich notwendig oder auch nur wünschenswert gehalten. Genau diesen Weg aber geht der Entwurf, indem er für jeden Einzelfall unabhängig von der Größe der geplanten Veranstaltung in Art. 14 eine Art Pflicht zur Zusammenarbeit festlegt, wobei freilich in Art  13 und 14 des Entwurfs die Pflichten - wie bereits beschrieben - sehr einseitig verteilt sind und nur eine Seite sanktioniert werden soll. So hatte sich das Verfassungsgericht  die „faire Kooperation“ nicht vorgestellt.

Ähnliches gilt für die behördliche Datenerhebung durch Bild- und Tonaufnahmen während der Versammlungen (Frage A. 6). Hier erhält die Polizei in Art. 9 umfangreiche Datenerhebungs- und Verarbeitungsermächtigungen aus Präventionsgründen gegen Teilnehmer aller öffentlichen Versammlungen. Eine Benachrichtigungspflicht der Betroffenen ist nicht vorgesehen, so dass diese keine Möglichkeit haben, sich zu Wehr zu setzen. Da der einzelne Versammlungsteilnehmer der auf ihn gerichteten Polizeikamera bzw. dem Richtmikrophon auch nicht ansieht, ob damit Einzelaufnahmen seiner Person oder lediglich sog. Übersichtsaufnahmen hergestellt werden, bleiben diese technischen Aufzeichnungsgeräte für ihn Symbole des Überwachungsstaates. Hinzu kommt, dass bei der gegebenen technischen Entwicklung aus jeder Übersichtsaufnahme auch Einzelporträts gefertigt werden können.

Dass bei der bestehenden Rechtslage auch im Einzelfall alle demokratischen Kontrollmechanismen versagen, zeigt folgendes Beispiel, das sich erst vor kurzem ereignet hat: Am 21.04.07 fand in München eine angemeldete Versammlung der Gruppe „Karawane München“ gegen die beabsichtigte Abschiebung von Flüchtlingen aus dem Irak statt. Die Aktion wurde offenbar von der anwesenden Polizei gefilmt, was Teilnehmer zum Anlass nahmen, sich an den Bayerischen Datenschutzbeauftragten zu wenden. Dieser fragte bei der Polizei nach und erhielt die Antwort, das PP München habe ihm mitgeteilt, „ dass während der von Ihnen erwähnten Versammlung keine Videoaufzeichnungen gefertigt wurden. Die Kameras seien lediglich einsatzbereit gehalten worden“. Der Datenschutzbeauftragte bedauerte daher, nicht tätig werden zu können. Demgegenüber ergab sich aus den über diese Versammlung geführten Strafakten, die wegen des Verdachts der öffentlichen Aufforderung zu Straftaten gegen einige Demonstrationsteilnehmer  geführt wurden, dass die Polizei nicht nur gefilmt sondern Teile der Videoaufnahmen sogar zu den Akten gegeben hatten. Der Datenschutzbeauftragte, der über einen Zeitungsbericht darüber gehört hatte, wandte sich im April 2008 erneut an die Polizei und verlangt Aufklärung – eine Antwort steht noch aus (Az: DSB/1-622/2-59/10). 

Der Vorfall zeigt, dass für den betroffenen Bürger bei der gegebenen Rechtslage kaum Aussichten bestehen, die einmal über ihn erhobenen Bilder noch unter Kontrolle zu behalten. Der Entwurf der Staatsregierung lässt nicht erkennen, dass das Problem auch nur gesehen wurde. Im Gegenteil wird die umfassende Aufzeichnung von Demonstrationen in Bild und Ton legitimiert - beim Thema Kontrolle herrscht Fehlanzeige. 

Zu fordern wäre demnach statt einer umfassenden und flächendeckenden optischen und akustischen Überwachung, wie es derzeit geschieht, eine Beschränkung der polizeilichen Dokumentationstätigkeit auf tatsächlich eingetretene Störfälle durch ein eindeutig formuliertes Gesetz. Diese polizeilichen Dokumentationen müssten dann jedoch, da es keinen Grund gibt, sie geheim zu halten, auch für jeden Versammlungsteilnehmer frei einsehbar sein. Somit hätte jeder Bürger, der sich zu Unrecht fotografiert und abgehört sähe, die Möglichkeit, hiergegen vorzugehen. Polizei wie Demonstranten könnten die erstellten Dokumentationen gleichermaßen nutzen, wenn eine gerichtliche Aufarbeitung einzelner Vorfälle ansteht. 

Von dieser demokratischen, an einer offenen Verwaltung orientierten Lösungsmöglichkeit ist der Entwurf der Staatsregierung meilenweit entfernt. Nicht nur, dass der einzelne Versammlungsteilnehmer aus präventivpolizeilichen Gründen gefilmt und abgehört werden darf und die Daten über ihn drei Jahre aufgehoben werden dürfen. Er hat - mangels Information - keine Möglichkeit, die Einhaltung des Gesetzes zu kontrollieren. Darüber hinaus gibt es eine Art polizeilicher Generalklausel, die die vorgesehenen ohnehin nicht sehr ausgeprägten datenschutzrechtlichen Grenzen vollends zur Makulatur machen. Mit der Begründung, man benötige die sog. Übersichtsaufnahmen zur Lenkung und Leitung des Polizeieinsatzes, darf unbegrenzt gefilmt werden, diese sog. Übersichtsaufzeichnungen dürfen zu Schulungszwecken der Beamten unbegrenzt gespeichert werden (Art. 9 II, III). Es ist für mich kein Zweifel, dass diese Regelung im eklatanten Widerspruch zu den Grundsätzen des BVerfG über die notwendige Zurückhaltung des Staates in seiner Sammelwut persönlicher Daten des Bürgers steht. Es ist unbestreitbar, dass das Filmen ganzer Demonstrationen ohne das Vorliegen einer Straftat oder einer polizeirechtlichen Störung einen erheblichen Eingriff in die Versammlungsfreiheit und das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung darstellt (OVG Bremen, NVwZ 1990,1188). Der Bürger fühlt sich kontrolliert und überwacht, wenn ständig ein Teleobjektiv oder ein Mikrophon auf ihn gerichtet sind. Mancher wird an der Versammlung nicht teilnehmen, um nicht Gefahr zu laufen, in irgendwelchen unkontrollierten Dateien zu landen, man denke nur an Asylbewerber oder sonst gefährdete Ausländer sowie an Studenten, die Angst um ihre Karriere im öffentlichen Dienst haben müssen (dazu ausführlich BVerfGE 65, 41,43). 

Nach der Rechtsprechung des BVerfG darf der Gesetzgeber die Ausübung der Versammlungsfreiheit jedoch nur zum Schutz gleichgewichtiger anderer Rechtsgüter unter strikter Wahrung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit begrenzen (BVerfGE 315, 349). 

Angesichts der Leichtfertigkeit im Umgang mit den Daten der Bürger in der Entwurfsfassung muss die Frage erlaubt sein, ob für die Staatsregierung das verbal so hoch geschätzte Grundrecht der Versammlungsfreiheit wirklich zurücktreten soll hinter dem Nutzwert der taktischen Schulung der Polizisten. Der mündige Bürger des GG und der BV denaturiert  auf diese Weise zum Statisten von Polizeilehrgängen. 

Bei der auf polizeiliche Belange fixierten Blickrichtung des Entwurfs nimmt es auch nicht Wunder, dass einem weiteren Problem der Praxis der letzten Jahre keine Aufmerksamkeit geschenkt wird: Seit Jahren klagen die Veranstalter von Demonstrationen darüber, dass es ihnen verwehrt wird, ihrerseits Foto- und Filmaufnahmen von den Polizeieinsätzen auf ihrer Demonstration zu fertigen. Werden solche Dokumentationsversuche auf Seiten der Demonstranten gesichtet, schreitet die Polizei in aller Regel ein, indem sie die Film- und Tonauf​nahmen der Demonstranten notfalls mit Gewalt wegnimmt, obwohl - anders als bei den Demonstranten - die Einsatzkräfte regelmäßig durch Helm und Visier unkenntlich „vermummt“ sind und damit Persönlichkeitsrechte nicht tangiert werden können. Notwendig wäre eine klare gesetzliche Regelung, die dem Veranstalter jederzeit erlaubt, zur Dokumentation des Polizeieinsatzes Film- und Tonaufnahmen herzustellen. Nur so wäre eine gewisse „Gleichberechtigung der Information“ gewährleistet, die eine selbstbewusste Polizei nicht scheuen müsste und die beim seine Grundrechte ausübenden Bürger das elende Gefühl relativieren könnte, nur passives Beobachtungsobjekt einer anonymen Obrigkeit zu unbekannten Kontrollzwecken zu sein. Dies entspräche auch der Tendenz der Verfassungsgerichtsrechtsprechung der letzten Zeit zum Schutz der Bürger vorüberbordender staatlicher Beobachtung. Leider findet sich im Entwurf der Staatsregierung zu diesem Problem kein Wort. 

Frage A 9. Rechtsextremistische Versammlungen: 

Nach der Ergänzung des § 15 II VersG i. V. m. § 130 III und IV StGB durch das Gesetz vom 24.03.05 sind die rechtsstaatlichen Möglichkeiten, gegen neonazistische Versammlungen vorzugehen, erheblich ausgeweitet worden. Die Länder haben es danach in der Hand, die Gedenkstätten zu bestimmen, an denen Neonazis nicht demonstrieren dürfen. Durch die Erweiterung des § 130 StGB ist dafür gesorgt, dass typische rassistische und neonazistische Äußerungen bestraft werden und damit gleichzeitig Anknüpfungstatsachen für versammlungsrecht​liche Beschränkungen und Verbote im Sinne von § 15 I VersG sein können. Wenn Polizei und Staatsschutz ihre Arbeit ordentlich verrichten, kann mit diesem rechtlichen Instrumentarium alles Notwendige veranlasst werden, soweit es um offen neonazistische und rassistische Veranstaltungen geht. Ein weiterer Regelungsbedarf besteht nach meiner Erfahrung auf dem Gebiet des Versammlungsrechts nicht. 

Die Fassung des Entwurfs bringt keine wesentlichen Vorteile gegenüber dem bisherigen Rechtszustand, sondern ist in § 15 II Zif. 1 b von einer bemerkenswerten Schwammigkeit. 

Da die Staatsregierung jedoch in ihren öffentlichen Verlautbarungen zum vorgelegten Entwurf gerade die Notwendigkeit betont hat, rechtsextremistischen Versammlungen besser entgegentreten zu können (amtliche Begründung, Druck​sache 15/10181 Seite 1), muss in aller Deutlichkeit auf folgendes hingewiesen werden: Neonazistische oder rechtsextremistische Versammlungen finden häufig in einem gesellschaftlichen Umfeld statt, in dem sie unerwünscht sind. Gegen sie formiert sich regelmäßig eine breite Öffentlichkeit, die - ermuntert von Repräsentanten des öffentlichen Lebens - durch gewaltlose Aktionen des zivilen Widerstands die Durchführung dieser Veranstaltungen erschwert oder verhindert. Dies ist bis jetzt weder strafbar noch ordnungswidrig, da es im Vorfeld der eigent​lichen Versammlung geschieht. Bisher war es lediglich verboten, die Versammlung selbst zu verhindern oder zu sprengen (§ 21 VersG). Durch die Erweiterung des Verbotstatbestandes in Art. 8 I durch die Worte „im Zusammenhang mit öffentlichen oder nicht öffentlichen Versammlungen“ sind derartige Aktionen gemäß Art. 21 I Zif. 6 in Zukunft als Ordnungswidrigkeiten mit bis zu 3.000,00 € zu verfolgen, denn nach der amtl. Begründung sollen gerade diese Vorfeld-Aktionen getroffen und verhindert werden (a.a.O. S.38). 

Das Bürgerforum Gräfenberg, das sich seit Monaten mit Erfolg und unter öffentlichem Beifall des In- und Auslandes gegen regelmäßige rechtsextremistische Versammlungen in ihrer Gemeinde zur Wehr setzt, wird sich bei der Staatsregierung für diese zweifelhafte Unterstützung bedanken. Praktisch bedeutet Art. 8 I eine erhebliche Erschwerung des zivilen Widerstandes gegen neonazistische und rechtsextremistische Veranstaltungen und damit das Gegenteil dessen, was die Staatsregierung als Ziel des Entwurfes formuliert hat. 

Frage A 10. Teilnahme „schwarzer Blöcke“ u. a.: 

Ich halte die Problematisierung der Teilnahme von so genannten schwarzen Blöcken oder ähnlichen Gruppen, die an ihrer äußeren Aufmachung zu erkennen sind, aber nicht gegen das Uniformverbot verstoßen, für ein typisches Schein​problem. Es ist durch die Rechtsprechung des BVerfG spätestens seit 1985 geklärt. Bereits damals hatte des BVerfG in seiner Brokdorf-Entscheidung ausgeführt, dass der Schutz der Versammlungsfreiheit für die friedlichen Teilnehmer einer Demonstration grundsätzlich auch dann erhalten bleiben muss, wenn eine Minderheit Ausschreitungen begeht (BVerfGE 69, 315, 361). Anderenfalls hätten Minderheiten es in der Hand, Demonstrationen umzufunktionieren und entgegen dem Willen der anderen Teilnehmer rechtswidrig werden zu lassen; praktisch könnten viele Großdemonstrationen verboten werden, wenn nicht alle, bei denen sich Erkenntnisse über unfriedliche Absichten eines Teil der Teilnehmer beibringen lassen. Ein solches vorbeugendes Verbot der gesamten Veranstaltung sei jedoch nur unter strengen Voraussetzungen statthaft, zu denen insbesondere die vorherige Ausschöpfung aller sinnvoll anwendbaren Mitteln gehört, die eine Grundrechtsverwirklichung der friedlichen Demonstranten ermöglichen. Wenn also aus einer Gruppe von Versammlungsteilnehmern heraus Gewalttätigkeiten oder sonstige Straftaten begangen werden, so ist die Polizei nach Maßgabe der allgemeinen Gesetze berechtigt, einzuschreiten. Das Versammlungsrecht ist hiervon nicht berührt, da Straftaten davon nicht gedeckt werden. Wenn sich jedoch die Besonderheit der Gruppe lediglich dadurch manifestiert, dass sie sich  z.B. schwarz kleidet, ohne dass das Uniformverbot verletzt würde und ohne Straftaten zu begehen, ist ein versammlungsrechtliches Problem nicht erkennbar. Das BVerfG hat seine Rechtsprechung aus dem Jahre 1985 in der jüngsten Entscheidung vom 06.06.07 zum Verbot eines Sternmarsches anlässlich des G 8-Gipfels in Heiligendamm noch einmal ausdrücklich bestätigt (NJW 2007, 2167, 2170). Ausgehend von diesen durch das BVerfG geklärten rechtlichen Grundlagen gibt es aus meiner Sicht keine Notwendigkeit, besondere gesetzliche Bestimmungen für einen roten, grünen oder schwarzen Block einzuführen. 

Fragenkomplex B. Der Gesetzentwurf der Staatsregierung: 

In meiner Beantwortung der Fragen unter A. habe ich meine Beurteilung der von der Staatsregierung vorgeschlagenen Entwurfsbestimmungen bereits weitgehend vorgetragen. Ich will mich im Folgenden nur noch auf einige wenige Regelungen beschränken, die ich für besonders problematisch halte: 

Frage B. 5. Meldung der persönlichen Daten von Veranstaltern, Leitern und Ordnern sowie die mögliche Ablehnung von Leiter und Ordner durch die Behörde: 

Nach Art. 13 II Zif. 4 sind in der Anzeige einer Versammlung unter freiem Himmel der Veranstalter und der Leiter mit ihren detaillierten persönlichen Daten anzugeben, auf Anforderung auch die Anzahl der Ordner sowie deren persönliche Daten, Art. 13 VI. Auf Anforderung der Behörden gilt dies auch für Leiter und Ordner von Versammlungen in geschlossenen Räumen, Art. 10. III und IV. In beiden Fällen kann die Behörde den Leiter ablehnen, wenn sie ihn für ungeeignet bzw. unzuverlässig hält oder tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass durch seinen Einsatz Störungen der Versammlung oder Gefahren für die öffentliche Sicherheit entstehen können (Art. 13 V) bzw. er die Friedlichkeit der Versammlung gefährden könnte (Art. 10 III). Ähnliche Regeln gelten für die vorgesehen Ordner in Art. 13 VI und 10 IV). Diese Regelungen enthalten einmal die Pflicht von Veranstalter, Leitern und vorgesehenen Ordnern einer Versammlung, ihre persönlichen Daten bei der Behörde abzuliefern und zum anderen die Befugnis der Behörde, die gelieferten Daten mit vorliegenden Erkenntnissen über die gemeldeten Personen abzugleichen, sich ein Urteil über deren „Geeignetheit“ bzw. „Zuverlässigkeit“ zu bilden und im Falle einer negativen Beurteilung Leiter und Ordner von den vorgesehenen Funktionen in der Versammlung auszuschließen. Die Vorschriften enthalten somit einen datenschutzrechtlichen und einen versammlungsrechtlichen Teil. Ich halte beide Teile für verfassungswidrig.

a) 
Datenschutzrechtlicher Teil:


Der Entwurf bestimmt eine Pflicht zur Abgabe persönlicher Daten als Voraussetzung für die Ausübung des Grundrechtes der Versammlungsfreiheit durch die dafür vorgesehenen Personen. Werden die Daten binnen der vorgesehenen Frist nicht vollständig oder nicht richtig abgegeben, soll jedenfalls eine Ordnungswidrigkeit gemäß Art. 21 I Ziffer 12 vorliegen, die mit 3.000,00 € belegt werden kann. Somit wird faktisch die Durchführung der Versammlung und damit die Grundrechtsausübung von der Erfüllung dieser Pflicht abhängig gemacht. Für die Veranstalter einer Versammlung in geschlossenen Räumen gilt nichts anderes, Art. 21 I Ziffer 8 a in Verbindung mit Art. 10 III bzw. Art. 21 I Ziffer 9 a in Verbindung mit 10 IV und 13 VI.


Bei Versammlungen in geschlossenen Räumen kollidieren die Vorschriften des Entwurfs mit Art. 8 I GG. Die Freiheit von Versammlungen in geschlossenen Räumen unterliegt weder einem Gesetzesvorbehalt noch einem Gemeinwohlvorbehalt. Deshalb wird die Pflicht, auch bei Versammlungen in geschlossenen Räumen einen Leiter zu bestellen jedenfalls im Falle von kleinen Versammlungen bereits für Verfassungswidrig gehalten 
(Jarass/Pieroth GG für die BRD Deutschland, 9. Aufl., RdZif. 20 zu Art. 8). Erst Recht gilt dies, wenn darüber hinaus noch die Ablieferung einer großen Anzahl von persönlichen Daten gefordert wird, bevor die Versammlung durchgeführt werden kann.


Bei Versammlungen unter freiem Himmel ist grundsätzlich eine Einschränkung durch Gesetz gemäß Art. 8 II GG möglich. Allerdings setzt ein Zwang zur Angabe personenbezogenen Daten voraus, dass der Gesetzgeber den Verwendungszweck bereichsspezifisch und präzise bestimmt und dass die Angaben für diesen Zweck geeignet und erforderlich sind (BVerfG 65, 1,46). Davon kann im gegebenen Fall keine Rede sein. Im Gesetz ist überhaupt nicht bestimmt, welcher Verwendung die abgelieferten Daten zugeführt werden sollen bzw. dürfen. Es lassen sich lediglich Vermutungen anstellen, dass die Behörde die übergebenen Daten mit Dateien von Polizei, Staatsschutz und Verfassungsschutz oder anderen Geheimdiensten des In- und Auslandes abgleicht, die Daten zu diesem Zweck möglicherweise übermittelt und verarbeitet. Dies ist das Gegenteil des vom Verfassungsgericht vorgegebenen präzisen bereichsspezifischen Verwendungszwecks und schon deshalb unzulässig. 

b) 
Versammlungsrechtlicher Teil: 


Die Pflicht zur Abgabe einer Fülle von persönlichen Daten der verantwortlichen Personen einer Versammlung, bevor diese durchgeführt werden kann, stellt einen erheblichen Eingriff in das Grundrecht aus Art.8 GG dar. Die Behörde kann die ihr vom Entwurf zugewiesene Aufgabe, nämlich die Geeignetheit und Zuverlässigkeit der genannten Personen zu prüfen, nicht wahrnehmen, ohne die persönlichen Daten mit den Dateien der Sicherheitsbehörden abzugleichen. Diese Datenverarbeitung stellt nicht nur einen Eingriff in das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung dar, wie ausgeführt, sondern ist auch geeignet, interessierte Staatsbürger von der Übernahme verantwortlicher Positionen in Versammlungen abzuhalten. Das Bundesverfassungsgericht hat dazu bereits 1983 folgendes ausgeführt: 



„Wer damit rechnet, dass etwa die Teilnahme an einer Versammlung oder einer Bürgerinitiative behördlich registriert wird und dass ihm dadurch Risiken entstehen können, wird möglicherweise auf einer Ausübung seiner entsprechenden Grundrechte (Art. 8, 9 GG) verzichten. Dies würde nicht nur die individuellen Entfaltungschancen des Einzelnen beeinträchtigen, sondern auch das Gemeinwohl, weil Selbstbestimmung eine elementare Funktionsbedingung eines auf Handlung- und Mitwirkungsfähigkeit seiner Bürger begründeten freiheitlich demokratischen Gemeinwesens ist.“ 



(BVerfGE 65,1, 43)


Hieraus folgt: Freie Entfaltung der Persönlichkeit setzt unter den modernen Bedingungen der Datenverarbeitung den Schutz des Einzelnen gegen unbegrenzte Erhebung, Speicherung, Verwendung und Weitergabe seiner persönlichen Daten voraus. Genau darum aber geht es im Falle des von der Staatsregierung eingebrachten Gesetzentwurfs. Von dem Bürger, der sich in Versammlungen an verantwortlicher Stelle betätigt, entsteht durch den Zwang der Abgabe der persönlichen Daten ein lückenlosen Datenprofil, aus dem sich seine politischen Vorlieben und Betätigungsschwerpunkte unschwer erkennen lassen. Dies gilt umso mehr, als die Behörde zur Beurteilung der Zuverlässigkeit und Geeignetheit von Leitern und Ordnern auf die Zulieferung von Daten von Polizeien und Geheimdiensten angewiesen ist. Somit formt sich in der Verknüpfung dieser Daten ein Persönlichkeitsprofil der betreffenden Personen, das dann herangezogen wird, um seine Geeignetheit oder Zuverlässigkeit zu beurteilen. Hierbei ist besonders zu beachten, dass dies ungeachtet der Größe der angezeigten Versammlung geschieht, womit die Lückenlosigkeit des Persönlichkeitsprofils gewährleistet sein soll. Bemerkenswert ist weiter, dass die lückenlose Erfassung der persönlichen Daten keinen Bezug zu einer irgendwie vorausgesehenen oder vermuteten Gefahrenlage für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung hat. Ein mit Art. 8 oder Art. 2 I GG konkurrierendes Rechtsgut, das eine Einschränkung der Versammlungsfreiheit rechtfertigen könnte, ist nicht ersichtlich. Die Vorschrift dient offensichtlich ausschließlich der Sammelwut der Behörde und der Möglichkeit, über die in Versammlungen aktiven Bürger umfassende, politische Persönlichkeitsprofile herstellen zu können. Dass dieser Zweck mit den genannten Grundrechten nicht in Einklang zu bringen ist, ist offensichtlich.


Schließlich besteht auch deshalb eine Kollision mit dem Grundrecht der Versammlungsfreiheit, weil das Gesetz keinerlei Beurteilungskriterien für die Behörden angibt. Es ist dem Gesetz nicht zu entnehmen, wann eine Behörde einen Bürger für unzuverlässig oder für ungeeignet halten soll, als Leiter oder Ordner einer Versammlung zu fungieren. Zwar wird in der amt​lichen Begründung behauptet, in Art. 13 V würden die „materiellen Ablehnungskriterien“ festgelegt. Dies ist jedoch gerade nicht der Fall. Die Begriffe Unzuverlässig oder Ungeeignet, während der Versammlung für Ordnung zu sorgen, zeichnen sich gerade durch das Fehlen von materiellen Ablehnungskriterien aus und geben damit der Behörde freie Hand - ganz im Gegensatz zu dem im selben Absatz genannten dritten Kriterium, nämlich der Notwendigkeit, dass tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass durch seinen Einsatz Störungen in der Versammlung oder Gefahren für die öffentliche Sicherheit entstehen können. Die im Gesetz nicht näher definierte Prüfung des Bürgers auf seine Geeignetheit und Zuverlässigkeit entspricht in ihren Auswirkungen einem „Gesinnungs-TÜV“ und ist verfassungswidrig.


Die 1. Kammer des I. Senats des BVerfG hat in ihrem Beschluss vom 06.06.07 zum G8- Gipfel in Heiligendamm dazu zutreffend ausgeführt: Der hoheitliche Eingriff in ein Grundrecht bedarf der Rechtfertigung, nicht aber benötigt die Ausübung des Grundrechts einer Rechtfertigung.“ (BVerfG NJW 2007, 2167, 2169). Dieses Verhältnis umgekehrt zu haben, muss sich der Entwurf der Staatsregierung vorwerfen lassen. 


Die Staatsregierung überschreitet mit der geschilderten Entwurfsregelung die im Grundgesetz vorgegebenen Kompetenzen. Die Beurteilung eines Bürgers als ungeeignet oder unzuverlässig, eine bestimmte Leitungsfunk​tion in einer Versammlung auszuüben, stellt einen so schwerwiegender Eingriff in sein Grundrecht auf Versammlungsfreiheit, dass eine jedenfalls teilweise Aberkennung des Grundrechts gegeben ist. Da der Versammlungsleitung eine entscheidende Bedeutung für den Verlauf einer Versammlung zukommt, wie die amtliche Begründung insoweit zutreffend bemerkt (a.a.O. Seite 47) wird dem betreffenden Bürger grundsätzlich das Recht aberkannt, Versammlungen in der von ihm gewünschten Form durchzuführen und damit der Kern seiner Grundrechtsausübung berührt. Hierfür ist aber nach dem Willen des Grundgesetzes nicht die Ordnungsbehörde, sondern gemäß Art. 18 GG ausschließlich das BVerfG in Art. 1 GG zuständig. Art. 18 bestimmt den Beurteilungsmaßstab (Kampf gegen die freiheitliche demokratische Grund-



ordnung) so präzise, dass von dieser Ermächtigung bis heute noch nicht ein einziges Mal Gebrauch gemacht werden musste. 

Frage B. 2 7. Schutzbewaffnungs- und Vermummungsverbot: 

Gegen die bisherige Vorschrift des § 17 a VersG sind von Anfang an erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken geltend gemacht worden. Diese resultieren im Wesentlichen daraus, dass es durchaus legitime Gründe geben kann, Kleidungsstücke zu tragen, die gegen befürchtete ungerechtfertigte Gewalt schützen oder verhindern, dass man durch Filmen oder Fotografieren einer Versammlung erkannt und gespeichert werden kann. Es besteht keineswegs ein zwingender Zusammenhang zwischen Vermummung bzw. Schutzkleidung und einer Absicht, unfriedlich zu demonstrieren. Diese Argumente sollen hier nicht im Einzelnen wiederholt werden, sondern ich verweise auf die ausführliche Literatur (Nach​weise bei Dietel/Gintzel/Kniesel, Demonstration- und Versammlungsfreiheit, 
13. Aufl., RdZif. 10 zu § 17 a). In meiner Praxis als Strafverteidiger sind mir eine ganze Reihe von Fällen aus der Rechtsprechung zum bisherigen § 17 a VersG bekannt geworden, die aufzeigen, wie problematisch diese Norm auch in der Praxis angewendet wird. Ich nenne einige zufällige Beispiele: Ein junger Mann aus Coburg erhielt vorm Jugendgericht Rostock im Juli 2008 einen Strafbefehl, weil er am 02.06.07 während eines Konzertes im Rahmen des G 8-Gipfel auf dem Marktplatz in Rostock von der Polizei mit einer Arbeitsschutzbrille mit seitlichen Augenschutzklappen angetroffen wurde. Das AG Garmisch-Partenkirchen verurteilte 2006 eine junge Frau, die Pfingsten 2005 von Berlin aus nach Mittenwald angereist war, um dort an den jährlich stattfindenden Demonstrationen im Rahmen der „angreifbaren Traditionspflege“ gegen die dort jährlich stattfindenden Gebirgsjäger-Gedenk​veranstaltungen teilzunehmen. Im Bahnhofsbereich Mittenwald, ohne räumlichen Bezug zu einer Veranstaltung, wurde sie von einem Polizeibeamten kontrolliert und in ihrer Handtasche fand sich eine Gassprühdose, wie sie zur Selbstverteidigung  von vielen Frauen, insbesondere wenn sie aus Großstädten kommen, mitgeführt wird. Auch hier verurteilte das AG Garmisch-Partenkirchen umstandslos wegen Verstoßes gegen § 17 a I VersG, da man annahm, sie sei auf dem Wege zu einer Versammlung gewesen. Im Februar 2008 verurteile ein Münchner Amtsrichter eine junge Frau aus Stuttgart, die im Februar 2007 an einer Demonstration gegen die 43. NATO-Sicherheits​konferenz teilgenommen hatte. Ihr wurde vorgeworfen, in einer Gruppe von Personen gegangen zu sein und dabei ein Seitentransparent mit sich geführt und dabei „die meiste Zeit so hoch gehalten (zu haben), dass von den Demonstrations​teilnehmern nur noch die Augenpartie zu sehen war“. Aus diesem Verhalten schloss der Amtsrichter in kreativer Anwendung des Begriffs der „Aufmachung“ in § 17 a II Nr. 2 VersG, dass eine Vermummung beabsichtigt gewesen sei. In einer Unzahl weiterer Fälle haben sich Demonstranten mit den Richtern darüber auseinanderzusetzen, ob etwa durch das Tragen von Sonnenbrillen, Kapuzenshirts oder Punkerkleidung mit angebrachten Nieten ein Verstoß gegen § 17 a VersG zu sehen ist. Die Vorschrift zeichnet sich bereits in der jetzigen Fassung durch eine große Unschärfe sowohl in den einzelnen Begriffen als auch darin aus, wie das Merkmal auf dem Wegen dorthin auszulegen ist. Im Falle der Berliner Demonstrantin beispielsweise wäre sie im Wortsinne bereits auf dem Wege zur Demonstration in Mittenwald gewesen, wenn sie in Berlin in die U-Bahn gestiegen wäre, um ihren Zug nach Mittenwald im Bahnhof zu erreichen.

Eine Verurteilung wäre ohne weiteres möglich und sogar wahrscheinlich gewesen, obwohl eine Gefährdung oder auch nur eine Gefahr im polizeirechtlichen Sinn nicht einmal im Ansatz zu erkennen gewesen ist. 

Der Entwurf verschärft in Art. 16 die bisher bereits nahezu uferlose Fassung des § 17 a VersG noch weiter, indem er die immerhin räumlich einzugrenzende Formulierung auf dem Wege dorthin ersetzt durch das sehr viel schwammigere im Zusammenhang mit Versammlungen oder sonstigen öffentlichen Veranstaltungen unter freiem Himmel. In der amtlichen Begründung wird dazu ausgeführt, dass damit das Schutzwaffen- und Vermummungsverbot auf den Zeitraum vor und nach der Veranstaltung, also während der An- und Abmarschphase (erweitert wird), sofern ein sachlicher Zusammenhang mit der Ausgangsveranstaltung besteht (a.a.O. Seite 57). In der praktischen Umsetzung wird diese Vorschrift bedeuten, dass die Rechtsunsicherheit für Personen, die sich auch nur im „Zusammenhang“ mit Versammlungen bewegen, vollends unerträglich wird. Jeder, der sich im Umfeld von Versammlungen bewegt, muss gewärtigen, sich für den Fall der polizeilichen Kontrolle dafür rechtfertigen zu müssen, dass er Sonnenbrillen, Kapuzenshirts, Schals mit sich führt, die prinzipiell geeignet sind, sich zu vermummen. Geahndet kann dies mit einer Geldbuße bis zu 3.000,00 € werden, Art. 21 I Zif. 13. Noch gefährlicher, weil strafbar, kann es sein, wenn ein Bürger oder eine Bürgerin im Umfeld einer Demonstration in Besitz von Selbstverteidigungswaffen wie Sprühdosen oder ähnlichem angetroffen wird, wie sie überall waffenscheinfrei zu kaufen sind und von Sicherheitsbehörden auch zur Mitnahme in bestimmten großstädtischen Gegenden empfohlen werden. In jedem Einzelfall wird man zu erklären haben, dass man keinesfalls von der Versammlung kommt oder vorhätte, auf die Versammlung zugehen, was zu erheblichen Unsicherheiten und zu einer Stigmatisierung bereits des gesamten Umfeldes von stattfindenden legalen Versammlungen führen wird. 

Gegenwärtig ist es noch so, dass die jetzt schon bestehende Rechtsunsicherheit nur den wenigsten Menschen bekannt ist und man auf ungläubiges Staunen trifft, wenn man sie erläutert. Wenn der Entwurf Gesetz wird und wenn die Polizei und die Staatsanwaltschaften den Vollzug des Gesetzes konsequent umsetzen, werden wir noch zu Zuständen kommen, in denen es heißt: Bürger, verlasst die Straßen, geht in eure Häuser, verschließt Türen und Fenster, eine Demonstration nähert sich!

Hartmut Wächtler

Rechtsanwalt 
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